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GAFI (FATF) Groupe d'action financière (Financial Action Task Force)
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national
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DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale
CTI Commission pour la technologie et l'innovation
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LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit pénal

Als zentrales Problem bei der Kriminalitätsbekämpfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tätern ein Gefühl der Straflosigkeit, während die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevölkerung verunsichert
zurückblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 („Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekämpfung der Kleinkriminalität“), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafür vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekürzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen für die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
„Best Practices“ angesehen werden können. Bundesrätin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, „pädagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht.“ Dennoch überwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. 1

POSTULAT
DATE: 03.05.2017
KARIN FRICK

Protection des données et statistique

Die zunehmende Nutzung von privaten Kameras, insbesondere von Smartphones,
Dashcams, Drohnen und Datenbrillen, ist im Hinblick auf den Datenschutz sowie den
Schutz der Privatsphäre im öffentlichen Raum problematisch. Diesem Thema trug der
Ständerat in der Frühjahrssession 2015 mit der Annahme eines Postulats Comte (fdp,
NE) Rechnung, welches den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Risiken der
Nutzung von privaten Kameras und entsprechende Lösungsvorschläge auszuarbeiten.
Der Bericht soll in die nächste Revision des Bundesgesetzes über den Datenschutz
einfliessen. Im Nationalrat wurde ein gleichlautendes Postulat (14.4137), eingereicht
durch die FDP-Fraktion, ebenfalls angenommen. 2

POSTULAT
DATE: 19.03.2015
KARIN FRICK

Sécurité intérieure

Konkreter war ein Postulat der FDP-Liberale-Fraktion, welches die Schaffung einer
Leit- und Koordinationsstelle für die präventive Gefahrenabwehr im Bereich Cyber-
Bedrohung vorsieht und vom Nationalrat überwiesen wurde. 3

POSTULAT
DATE: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Institutions et droits populaires

Organisation de l’administration fédérale

Nachdem der Bundesrat in einem Anhang zur Staatsrechnung die Gesamtkosten für
Öffentlichkeitsarbeit beziffert hatte (CHF 76,4 Mio. im Jahr 2009), reichte die FDP ein
Postulat ein, das eine periodische Berichterstattung der Landesregierung zur Vergabe
von PR-Mandaten fordert. Die FDP-Fraktion monierte, dass hier kaum Transparenz
herrsche. Im Berichtsjahr wurde der Vorstoss noch nicht behandelt. 4

POSTULAT
DATE: 02.06.2010
MARC BÜHLMANN
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Auch das Postulat der FDP-Fraktion wurde im Rahmen der aktuellen Debatte zum
Beschaffungswesen von ICT-Projekten überwiesen (vgl. Po. Amherd, Mo. Noser und Mo.
Maier). Das Postulat fordert einen Bericht, der in mehreren Punkten die Organisation,
Führung und Kontrolle von IT-Projekten überprüfen soll. Um zukünftige IT-Debakel zu
vermeiden, müsse ein Risikomanagement eingeführt werden und die Zusammenarbeit
und der Wissenstransfer zwischen den Departementen müsse verbessert werden. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, das die grosse Kammer schliesslich
stillschweigend passierte. 5

POSTULAT
DATE: 19.03.2014
MARC BÜHLMANN

Der Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate Eder (Po. 13.4062) und FDP.Die
Liberalen-Fraktion erschien bereits im Dezember 2014. Das beauftragte Institut für
Wirtschaftsinformatik der Universität St. Gallen beurteilte 15 IT-Grossprojekte, die in
den letzten Jahren Schwierigkeiten verursacht hatten oder gar gescheitert waren. Im
Bericht wurden 14 Massnahmen in drei Paketen empfohlen. Zuerst müssten die
grundlegenden Rahmenbedingungen für grosse und komplexe IT-Projekte geschaffen
werden. Erfolgversprechende Kontext- und Managementfaktoren wurden als Bedingung
für die Lancierung von Grossprojekten genannt. Schliesslich wurden Massnahmen
dargelegt, mit denen die Steuerung und die Führung von grossen IT-Projekten
verbessert werden kann. Der Bundesrat versprach, dass die vorgeschlagenen
Massnahmen bereits in Umsetzung begriffen seien. Er verwies auf die Weisungen für die
IKT-Schlüsselprojekte und für das IKT-Portfolio, die bis Ende April 2015 überarbeitet
werden sollen. 6

POSTULAT
DATE: 19.11.2014
MARC BÜHLMANN

Droits populaires

Das Postulat der FDP, mit dem Grundlagen für ein klareres Verhältnis zwischen
Völkerrecht und Landesrecht geschaffen werden sollen, wurde im Nationalrat in der
Frühjahrssession stillschweigend angenommen. Es verlangt eine Prüfung der Idee eines
obligatorischen Referendums für völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem
Charakter und der Idee einer Hierarchie völkerrechtlicher Normen nach
demokratischer Legitimation: Verträge (und Verfassungsartikel) mit obligatorischem
Referendum würden gegenüber Verträgen (bzw. Gesetzen) mit fakultativen bzw. keinem
Referendum höher gewichtet. Mit dem obligatorischen Referendum würde also ein
Parallelismus geschaffen und Konfliktfälle zwischen Normen des Landesrechts und des
Völkerrechts könnten entsprechend der Normstufe besser gelöst werden. Der
Bundesrat war bereit, den Auftrag anzunehmen, und verwies in seiner Antwort auf seine
Botschaft zur Volksinitiative „Staatsverträge vors Volk“, wo er einen vom Parlament
allerdings abgelehnten Gegenvorschlag unterbreitet hatte, der das obligatorische
Referendum für verfassungsändernde völkerrechtliche Verträge vorgesehen hätte. 7

POSTULAT
DATE: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec l'UE

En début d’année, la conseillère nationale Grendelmeier (adi, ZH) a demandé par voie
de postulat (97.364) que le Conseil fédéral présente un rapport sur la relance de la
demande d’adhésion de la Suisse à l’Union européenne et examine si les négociations
sur l’adhésion devaient être conduites à la place des bilatérales ou parallèlement à
elles. Cette proposition étant combattue par un membre de l’UDC, la discussion a été
renvoyée. Lors de la session d’été, c’est le groupe radical démocratique de la même
chambre qui a invité le gouvernement à faire un état des négociations bilatérales et de
leurs chances de succès. Cette fois transmis, le postulat demandait qu’en cas de
probabilité négative, le Conseil fédéral expose la manière dont il entendait poursuivre
le processus d’intégration ayant pour objectif l’adhésion à l’UE. 8

POSTULAT
DATE: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Au mois de juin, le Conseiller national Müller (plr, AG), a déposé un postulat demandant
que l'application de l'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) soit
améliorée. Il s'agit d'analyser si la mise en œuvre de l'ALCP présente des lacunes en ce
qui concerne les conditions de l'octroi d'une première autorisation de cinq ans. Le
postulat Müller se base sur des points que le PLR met en évidence depuis 2009. Il exige
qu'un examen des circonstances concrètes ait lieu avant l'octroi d'une première
autorisation afin d'être sûr que les rapports de travail durent plus d'une année, que les

POSTULAT
DATE: 26.09.2014
CAROLINE HULLIGER
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autorisations ne soient pas automatiquement converties en autorisation
d'établissement et que celles-ci ne soient pas prolongées s'il existe une dépendance à
l'aide sociale. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat dans son message du 20 août. Le
Conseil national l'a adopté le 26 septembre sans aucune discussion. 9

Economie

Politique économique

Situation et politique conjoncturelle

Trotz der wirtschaftlichen Stagnation und den steigenden Arbeitslosenzahlen blieben
im Berichtsjahr die Rufe nach staatlichen Konjunkturförderungsmassnahmen fast
gänzlich aus. Als sich abzeichnete, dass die auf den Herbst angesagte konjunkturelle
Erholung nicht eintreten würde, reichte die SP-Fraktion im Herbst im Nationalrat zwar
einige Vorstösse für eine Wiederankurbelung der Wirtschaft ein. Gemessen an den
Vorankündigungen in den Medien blieben die Forderungen allerdings bescheiden und
wurden ohne besonderen Nachdruck formuliert. Konkret regte die SP mit Postulaten
(02.3499, 02.3509, 02.3512) ein Programm zur Förderung der beruflichen
Weiterbildung und Umschulung, die Einberufung einer Gesprächsrunde mit Vertretern
von Kantonen und Gemeinden zur Vorbereitung eines Impulsprogramms für den
Wohnungsbau sowie die Verlängerung der Bezugsdauer der Entschädigung für
Kurzarbeit von 12 auf 18 Monate an. Letztere Forderung wurde vom Bundesrat kurz nach
der Einreichung des entsprechenden Postulats erfüllt. Im Oktober gab zudem das EVD
die von den Unternehmen freiwillig angelegten steuerbegünstigten
Arbeitsbeschaffungsreserven frei. Rund 1000 Unternehmen wurden damit ermächtigt,
angesparte Mittel im Umfang von insgesamt 350 Mio Fr. für Investitionen einzusetzen. 10

POSTULAT
DATE: 13.12.2002
HANS HIRTER

Concurrence

Im September 2014 stimmte der Nationalrat mit 115 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einem Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion zu, welches den Bundesrat zur
Berichterstattung über Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen
beauftragt. Insbesondere hat der Bundesrat dabei aufzuzeigen, wie private
Wettbewerbsteilnehmer vor staatlichen Einflüssen geschützt werden können. Der
Bundesrat beantragte seinerseits die Ablehnung des Postulats, weil er die politischen
Erfolgschancen eines Programms, das zur Umsetzung verfassungsrechtlicher Reformen
bedürfte, als zu "gering" einschätzte. Der Nutzen eines Berichtes sei aus diesem Grund
nicht gegeben. Mit Ausnahme der Vertreter der SP, der Grünen und Teilen der CVP war
die grosse Kammer jedoch anderer Meinung. 11

POSTULAT
DATE: 18.09.2014
DAVID ZUMBACH

Le groupe libéral-radical a accusé les aides d’Etat de provoquer une distorsion de la
concurrence. Ainsi, il demande au Conseil fédéral, par l’intermédiaire d’un postulat, de
dresser un inventaire exhaustif des différentes formes d’aides d’Etat, de définir le
volume de ces aides et d’envisager des mesures pour lutter contre ce phénomène qui
nuit à la concurrence. D’après le groupe libéral-radical, la libre concurrence est une
des clés de la prospérité helvétique. Il faut donc protéger ce pilier de notre économie
libérale. 
Pour sa part, le Conseil fédéral s’est prononcé contre l’adoption de ce postulat. Si d’un
côté, il s’est aligné sur la volonté de maintenir une libre concurrence, d’un autre côté, il
a expliqué qu’un tel rapport serait une charge de travail considérable et même
difficilement réalisable. Étant donné qu’aucune définition de la notion d’aide d’Etat
n’existe et que les trois niveaux de l’Etat seraient impliqués dans la rédaction d’un tel
rapport, la charge financière qui accompagnerait un tel travail serait, selon le Conseil
fédéral, inappropriée. Au final, le Conseil national a adopté le postulat par 118 voix
contre 75 et 1 abstention. Les voix de l’UDC, du PLR, des Vert’libéraux et d’une partie du
PDC ont fait pencher la balance. 12

POSTULAT
DATE: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Crédit et monnaie

Régulation des marchés financiers

Etant donné la mutation structurelle de l'industrie financière, la vigueur de la
concurrence internationale sur les marchés financiers et les difficultés d'accès aux
marchés financiers européens, il est important, selon le groupe libéral-radical, de
réviser la législation suisse sur les trusts. Le groupe a donc déposé un postulat pour
obtenir un rapport sur l'opportunité d'introduire les trusts dans le droit privé suisse. Ce
rapport serait incorporé au prochain rapport sur la stratégie politique pour la place
financière helvétique. Pour appuyer son argumentation, le groupe libéral-radical a
expliqué que l'adoption de l'article 26 du nouveau modèle de convention fiscale de
l'OCDE, lié au blanchiment d'argent et à la sphère privée, détruit un avantage
concurrentiel de la Suisse. L'implémentation du trust dans la législation suisse offrirait
un nouvel instrument indispensable pour faire jeu égal avec nos concurrents sur les
marchés financiers. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce postulat. Pour
justifier cette position, il a mentionné deux rapports récemment publiés. Tout d'abord,
il a précisé que les normes internationales du GAFI exigent l'identification de l'ayant
droit économique afin de lutter contre le blanchiment d'argent et le financement du
terrorisme. A partir de là, il a ajouté que des contournements législatifs pour cacher
l'identité de l'ayant droit économique allaient à contre-courant de l'évolution
internationale sur la thématique qui mise sur plus de transparence, et de la stratégie du
Conseil fédéral qui vise l'intégrité de la place financière suisse. Pour conclure, le
Conseil fédéral a précisé qu'aucune mesure législative n'avait été recommandée lors du
récent rapport sur le droit des fondations. Néanmoins, le chambre du peuple s'est
rangée du côté du groupe libéral-radical. Elle a adopté le postulat par 123 voix contre 67
et 2 abstentions. Les voix du PS, des Verts et des Vert'libéraux, opposées à ce postulat,
ont donc été insuffisantes. 13

POSTULAT
DATE: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Banque nationale

Die sozialdemokratische Fraktion wollte mit ihrem Postulat „Institutionelle Fragen rund
um die Schweizerische Nationalbank“ den Bundesrat beauftragen, die
Rahmenbedingungen der SNB im Kontext globalisierter Finanzmärkte und weltweiter
Interdependenz der Volkswirtschaften in einem Bericht zu untersuchen und allfälligen
Handlungsbedarf aufzuzeigen. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei den Fragen
zukommen, ob die Nationalbank, in der Verfassung explizit als unabhängige Institution
definiert, genügend transparent ist und wie sie ihren Verfassungsauftrag, im
Gesamtinteresse des Landes zu handeln, wahrnimmt. Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf stützte das Vorhaben Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und beantragte dem
Parlament, den Vorstoss anzunehmen. Sie sah im zu erarbeitenden Bericht eine gute
Möglichkeit, die nach der Aufhebung des Euro-Mindestkurses zahlreich aufgetretenen
Fragen rund um die Nationalbank zu klären. Der Nationalrat beschloss in der
Sommersession auf Antrag Noser (fdp, ZH), die Diskussion zu vertagen, um dann im
September den Vorstoss gegen den Willen des Bundesrates mit 93 zu 66 Stimmen
abzulehnen. Die Ratsmehrheit folgte der Argumentation Portmann (fdp, ZH), wonach
die Schnelllebigkeit und Komplexität der Finanzmärkte minutenschnelle
Entscheidungen seitens der SNB erforderten und erhöhte Transparenzansprüche aus
diesem Grund nicht praktikabel seien. Mit diesem Entscheid setzte sich die bürgerliche
Mehrheit gegen eine Allianz aus SP und Grünen durch. 14

POSTULAT
DATE: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Agriculture
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Politique agricole

Le Conseil national a adopté un postulat du Groupe socialiste, qui demandait au
Conseil fédéral de procéder, dans le domaine de l’agriculture en particulier, à un
examen des tarifs douaniers, des prestations pécuniaires pour l’acquisition de droits
d’importation et des taxes douanières. Il doit les comparer ensuite avec les pratiques
ayant cours au sein de l’UE et proposer au parlement des mesures de suppression
concrètes et eurocompatibles. Le postulat demandait également au gouvernement
d’étudier les mesures d’accompagnement qui s’imposent, afin de d’atténuer les
répercussions sociales de la réforme structurelle en cours. 15

POSTULAT
DATE: 17.06.2005
ELIE BURGOS

Finances publiques

Impôts directs

In der Herbstsession 2016 befasste sich der Nationalrat mit dem Thema der realen
kalten Progression, die mitunter auch als warme Progression bezeichnet wird und dann
zum Tragen kommt, wenn eine Volkswirtschaft mit einer progressiven
Einkommenssteuer real wächst und in der Folge immer mehr Menschen
überproportional höher besteuert werden. Ein Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
wollte vom Bundesrat wissen, welche Auswirkungen diese Art der Steuerprogression hat
und wie und mit welchen Folgen diese gemildert werden könnten. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulats, da er aus steuersystematischer Sicht keinen
Handlungsbedarf orten konnte. Zudem sei, so der Bundesrat weiter, die Abschätzung
der Auswirkungen der realen kalten Progression Gegenstand der jährlichen
Budgeterstellung. Ausserhalb des links-grünen Lagers vermochte der Bundesrat jedoch
nicht zu punkten. Das Postulat wurde bei 6 Enthaltungen mit 130 zu 51 Stimmen
angenommen. 16

POSTULAT
DATE: 22.09.2016
DAVID ZUMBACH

Budget

Diskussionslos überwies der Nationalrat zwei Postulate (Zuppiger, Po. 04.3542; SP-
Fraktion, Po. 04.3584), welche vom Bundesrat einerseits eine Übersicht über die
Verschuldung der öffentlichen Hand (Bund, Kantone und Gemeinden) und der
Sozialversicherungen sowie eine Schätzung der absehbaren Entwicklung, andererseits
eine volkswirtschaftliche Vermögensbilanz und einen Bericht über die Entstehung und
Entwicklung der Staatsschulden seit 1990 verlangten. 17

POSTULAT
DATE: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

Le Conseil national a approuvé sans discussion un postulat du groupe radical-libéral
chargeant le Conseil fédéral de rapporter sur la sécurité énergétique de la Suisse à
moyen et long terme, en accordant une attention toute particulière à l’évolution des
besoins de l’économie, au potentiel des énergies renouvelables et à la dépendance vis-
à-vis de l’étranger. Il a par contre rejeté un postulat Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU)
demandant un rapport sur l’écobilan de la production d’énergie, conformément à la
recommandation du Conseil fédéral qui estimait que ces données figurent dans le
rapport « Perspectives énergétiques pour 2035 », publié par l’Office fédéral de
l’énergie (OFEN) en 2007. 18

POSTULAT
DATE: 19.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Der Nationalrat folgte den Empfehlungen des Bundesrates und lehnte im März 2019 mit
117 zu 71 Stimmen bei 1 Enthaltung ein Postulat Grossen (glp, BE) ab, mit welchem der
grünliberale Nationalrat vom Bundesrat einen Bericht forderte, wie in der zweiten
Etappe der Energiestrategie 2050 ein staatsquotenneutrales und für die Bevölkerung
und Wirtschaft möglichst verkraftbares, unbürokratisches und mehrheitsfähiges Klima-
und Energielenkungssystem auf Gesetzesebene eingeführt werden könnte. Die
Einführung von Lenkungsabgaben sei gemäss Grossen effizient und auch nötig, da die in
der ersten Etappe beschlossenen Fördermassnahmen befristet seien und es deshalb

POSTULAT
DATE: 05.03.2019
MARCO ACKERMANN
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einer effizienten Nachfolgelösung bedürfe. Die neue Umweltministerin Simonetta
Sommaruga plädierte im Namen des Bundesrates für eine starke Klimapolitik und
betonte die Wichtigkeit der aktuellen Totalrevision des CO2-Gesetzes. Jedoch
fokussiere dieses Postulat zu stark auf ein bestimmtes Element, zudem habe der
Bundesrat ein solches Lenkungssystem bereits im Jahr 2015 unter dem Namen Klima-
und Energielenkungssystem vorgeschlagen; es sei aber vom Parlament 2017 abgelehnt
worden. Gegen ein solches Postulat stimmten auch die 30 an der Abstimmung
teilnehmenden Nationalrätinnen und Nationalräte der FDP-Fraktion, was bei Jürg
Grossen gemäss Presse auf Kritik stiess, da die Parteispitze wenige Wochen zuvor
angekündigt hatte, eine grünere Politik betreiben zu wollen. 19

Energies alternatives

Stillschweigend und diskussionslos nahm die grosse Kammer in der Wintersession 2019
ein Fraktionspostulat der FDP an, mit welchem ein Bericht zum Potenzial von
Fernwärme- und Fernkälteanlagen aus erneuerbaren Energien in der Schweiz
gefordert wurde. Die vom Bundesrat unterstützte freisinnige Fraktion erhoffte sich
davon die Darstellung von Möglichkeiten zur CO2-Reduktion im Sinne des Netto-null-
Emissionsziels bis 2050 und zur Sicherung der Energieversorgung im Land. Der Bericht
sollte insbesondere das Zusammenspiel zwischen den föderalen Ebenen erläutern, die
Rolle der städtischen Energieversorger einordnen, einen Vergleich mit dem Ausland
und eine Statistik zum CO2-Verbrauch der in der Fernwärmeindustrie eingesetzten
Energieträger erstellen, zeigen wie das Potenzial besser ausgeschöpft werden könnte
und aktuelle Hindernisse im Ausbau erörtern. 20

POSTULAT
DATE: 20.12.2019
MARCO ACKERMANN

Transports et communications

Politique des transports

Als Reaktion auf den Verlagerungsbericht 2013 reichte die FDP-Fraktion im März 2014
ein Postulat ein, mit welchem der Bundesrat mit der Prüfung eines neuen, realistischen
Verlagerungsziels gemäss Artikel 3 des Güterverkehrsverlagerungsgesetzes (GVVG)
beauftragt wird. Im Juni 2014 wurde das Postulat bekämpft, im März 2016 stimmte der
Nationalrat schliesslich zu. Die Debatte wurde nur drei Tage nach dem Urnengang zur
Sanierung des Gotthardstrassentunnels geführt, was die ohnehin emotionale Debatte
zusätzlich erhitzte. So wurde den Verfechtern eines neuen Verlagerungsziels
vorgeworfen, sie hätten im gerade zu Ende gegangenen Abstimmungskampf für die
zweite Röhre stets betont, dass die Verlagerungspolitik nicht in Frage gestellt werde.
Mit dem so kurz nach der Abstimmung erfolgenden Infragestellen des Verlagerungsziels
entstehe der Eindruck, die FDP hätte im Abstimmungskampf mit falschen Karten
gespielt. Diese Vorwürfe, vorgebracht von Nationalrätin Rytz (gp, BE) und Nationalrat
Bäumle (glp, ZH), konterte der Sprecher der FDP-Fraktion Fluri (fdp, SO) damit, dass es
seit Jahren unbestritten sei, dass das Verlagerungsziel von 650'000 alpenquerenden
Lastwagen pro Jahr bis 2018 nicht zu erreichen sei. Ein Rechtsstaat werde
unglaubwürdig, wenn er in Gesetzen an unrealisierbaren Forderungen festhalte, so
Fluri. Während es den Befürwortern des Postulats darum ging, die Verlagerungspolitik
mit einem erreichbaren Ziel zu versehen, forderten die ablehnenden Stimmen, das
geltende Gesetz müsse halt konsequenter umgesetzt werden. Das Postulat wurde
schliesslich denkbar knapp angenommen: Mit 91 (Fraktionen von SVP und FDP) zu 90
Stimmen bei 7 Enthaltungen. 21

POSTULAT
DATE: 02.03.2016
NIKLAUS BIERI

Im Rahmen des Verlagerungsberichts 2017 erfüllte der Bundesrat das Postulat der FDP-
Fraktion bezüglich eines realistischen Verlagerungsziels. Der Bundesrat prüfte
verschiedene Modifikationen des Verlagerungszieles, spielte den Ball aber an das
Parlament zurück: Die bisherige Nichterreichung mache das bestehende
Verlagerungsziel nicht ungültig. Eine Veränderung des Zieles sei eine rein politische
Frage und könne vorgenommen werden, wenn das Parlament den konkreten Auftrag
dazu gebe. 22

POSTULAT
DATE: 01.12.2017
NIKLAUS BIERI

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Der Bundesrat beantragte im März 2018 – nachdem er im Dezember 2017 den
geforderten Bericht publiziert hatte – im Rahmen des Berichts über «Motionen und
Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2017» die Abschreibung des Postulats der
FDP-Fraktion zur Festlegung eines realisierbaren Verlagerungsziels. Im Sommer 2018
folgte der Nationalrat diesem Antrag stillschweigend und schrieb das Postulat als erfüllt
ab. 23

POSTULAT
DATE: 02.06.2018
NIKLAUS BIERI

Trafic routier

Mit einem Postulat wollte die FDP-Fraktion eine Vereinfachung der
Bewilligungsverfahren für Berufschauffeure erreichen. Das im Mai 2014 eingereichte
Begehren verlangte vom Bundesrat, dass dieser prüfe und Bericht erstatte, wie eine
Vereinfachung der Bewilligungsverfahren für Berufschauffeure, insbesondere bei der
Ausstellung von Fähigkeitsausweisen und Fahrtschreiberkarten, möglich sei. Der
Bundesrat wies in seiner Stellungnahme vom August 2014 darauf hin, dass
Vereinfachungen in der Ausstellung von Fähigkeitsausweisen und Fahrtschreiberkarten
bereits in den Abläufen des Bundesamtes für Strassen implementiert seien. Der
Bundesrat betrachtete deshalb die Anliegen des Postulats als bereits erfüllt. Der
Nationalrat sah dies anders: Im Juni 2016 nahm die grosse Kammer das Postulat mit 98
gegen 74 Stimmen (5 Enthaltungen) an. 24

POSTULAT
DATE: 15.06.2016
NIKLAUS BIERI

Chemin de fer

Ein Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion vom Mai 2014 beauftragte den Bundesrat mit
der Überprüfung des Prozesses zur Bewertung und Priorisierung der
Bahnausbauprojekte des zweiten Fabi-Ausbauschrittes (ab 2025). Der Bundesrat soll
dem Parlament einen Bericht über die Priorisierung der Bahnausbauprojekte vorlegen.
Die Priorisierungsmethodik des Bundesamtes für Verkehr basiert auf den
Nachhaltigkeitsindikatoren Bahn (Niba). Ein externes Audit soll sicherstellen, dass das
Niba-System transparent, nachvollziehbar und zweckmässig ist. In seiner Stellungnahme
betonte der Bundesrat, dass die Niba periodisch von externen Stellen auditiert würden
und erklärte sich bereit, dem Parlament dazu einen Bericht vorzulegen. Das Postulat
wurde in der Herbstsession 2014 vom Nationalrat angenommen. 25

POSTULAT
DATE: 26.09.2014
NIKLAUS BIERI

Poste et télécommunications

Lors de la session de printemps, le Conseil national a approuvé sans discussion un
postulat du groupe radical-libéral demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur l’avenir de la Poste dans un marché libéralisé. Le gouvernement doit
notamment étudier les effets d’une libéralisation totale du marché postal sur
l’ensemble des acteurs concernés (la Poste et ses concurrents, ainsi que leurs clients).
Le rapport doit également proposer une définition du service public compatible avec
un marché totalement libéralisé et évaluer les avantages et inconvénients d’une
privatisation de la Poste. 26

POSTULAT
DATE: 23.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Ein im März 2014 im Nationalrat eingereichtes Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
beauftragt den Bundesrat zu prüfen, ob eine Anpassung der Verordnung über den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) den Ausbau der Mobilfunkversorgung
verbessern könnte. Durch die in der Schweiz sehr tiefen Strahlungsgrenzwerte werde
einerseits der Mobilfunknutzer einer höheren Strahlenbelastung ausgesetzt, weil die
Geräte mehr leisten müssen, andererseits werden wegen der tiefen Grenzwerte viele
Antennen benötigt, um das ständig wachsende Datenvolumen zu bewältigen. Mit
weniger strengen Grenzwerten (welche vergleichbar wären mit jenen unserer
Nachbarländer) wären weniger Antennen nötig und die Strahlenbelastung würde für die
Nutzer sinken. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat auf ein überwiesenes
Postulat Noser (fdp, ZH) von 2012 hin, bei dessen Beantwortung der Bundesrat auch auf
die im vorliegenden Postulat gestellten Fragen eingehen werde. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und der Nationalrat folgte diesem Antrag
diskussionslos. 27

POSTULAT
DATE: 20.06.2014
NIKLAUS BIERI
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Der Bundesrat legte im Februar 2015 einen Bericht über zukunftstaugliche
Mobilfunknetze vor und erfüllte damit die Aufträge der Postulate Noser (fdp, ZH)
(12.3580) und FDP-Liberale Fraktion (14.3149). Im Juni 2016 schrieb der Nationalrat das
Postulat der FDP-Liberale Fraktion ab. 28

POSTULAT
DATE: 07.06.2016
NIKLAUS BIERI

Protection de l'environnement

Gestion de la qualité de l'air

Le Conseil national a transmis au Conseil fédéral, par 104 voix contre 65, un postulat du
groupe libéral-radical le chargeant d’élaborer, au niveau fédéral, un modèle
d’imposition des véhicules fondée sur la consommation de carburant, et non plus sur
le véhicule lui-même, afin d’inciter les particuliers et les entreprises à réduire leur
consommation. 29

POSTULAT
DATE: 30.04.2009
NICOLAS FREYMOND

Politique climatique

Ein in der Sommersession 2014 vom Nationalrat angenommenes Postulat der FDP-
Liberalen Fraktion veranlasst den Bundesrat zu prüfen, ob eine CO2-Abgabe auf
importiertem Strom erhoben werden kann, sofern dieser aus CO2-belasteter
Produktion stammt. Nachdem der Bundesrat das Anliegen befürwortet hatte - eine
solche Prüfung werde im Rahmen der zweiten Etappe der Energiestrategie 2015
möglich sein -, überwies es die grosse Kammer stillschweigend. 30

POSTULAT
DATE: 20.06.2014
MARLÈNE GERBER

Politique sociale

Population et travail

Marché du travail

In der Herbstsession 2014 sprach sich der Nationalrat für eine Beschleunigung der
Massnahmen zur Stärkung des inländischen Arbeitskräftepotenzials aus und überwies
diskussionslos ein Postulat der FDP-Die Liberalen-Fraktion. Die Massnahmen in den vier
Handlungsfeldern Höherqualifizierung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie,
Erwerbstätigkeit im Alter und Innovationen waren 2011 im Rahmen der
Fachkräfteinitiative (FKI) lanciert worden. Eine Beschleunigung drängte sich laut der
FDP-Liberale Fraktion auf, weil die Umsetzung der Masseneinwanderungs-Initiative den
bestehenden Fachkräftemangel noch zusätzlich verschärfe. 31

POSTULAT
DATE: 26.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 beschloss der Nationalrat, dass der Bundesrat ein
Massnahmenpaket zur Abmilderung der negativen Auswirkungen der
Personenfreizügigkeit in den Grenzkantonen zu erarbeiten hat. Er überwies ein
entsprechendes Postulat Regazzi (cvp, TI) mit 162 zu 6 Stimmen. Der Bundesrat hatte
sich in seiner Stellungsnahme gegen das Ansinnen, das neben Anpassungen in den
Bereichen der Grenzgängerbesteuerung und der Mehrwertsteuer auch eine Stärkung
der kantonalen Kontrollorgane als Teile des Massnahmenpakets vorschlug,
ausgesprochen. Es seien bereits verschiedene Bestrebungen im Gange, so der
Bundesrat weiter. Die wenigen Nein-Stimmen stammten aus den Lagern von SVP und
FDP. 32

POSTULAT
DATE: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

Le groupe libéral-radical a déposé au Conseil national un postulat visant à étudier la
création d'un nouveau statut pour les «travailleurs de plate-forme», personnes
travaillant par l'intermédiaire de plates-formes électroniques, soutenu par le Conseil
fédéral. Ce statut, à mi-chemin entre le salariat et l’indépendance, donnera accès à une
couverture sociale et pourra être choisi pour les nouvelles relations contractuelles. Le
rapport du Conseil fédéral en évaluera les avantages et les inconvénients. De plus, il
présentera des critères pour distinguer ce statut des autres, pour que les intéressées
et intéressés jouissent d'une sécurité suffisante sur le plan juridique et en matière de
planification. Le postulat est finalement adopté au Conseil national. 33

POSTULAT
DATE: 19.09.2018
DIANE PORCELLANA
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Santé, assistance sociale, sport

Assistance sociale

Durch in der Gesellschaft aufgekeimte Diskussionen sah sich die Kommission für
Gesundheit und soziale Sicherheit des Nationalrates (SGK-NR) 2014 veranlasst, mit
einem Postulat die Grundzüge eines Rahmengesetzes für die Sozialhilfe abstecken zu
lassen. Der Bundesrat wurde mit einer Reihe von Fragen konfrontiert, welche in einem
Bericht erwägt werden sollten. Diese reichten von der Regelung von Zuständigkeiten
über organisatorische Standards bis hin zu einer Harmonisierung der Sozialhilfe.
Gleichzeitig müsse abgewogen werden, ob ein solches Gesetz überhaupt
verfassungsmässig wäre. Falls nicht, soll die Regierung eine entsprechende
Verfassungsänderung vorschlagen. Gegenwärtig liegt die Sozialhilfe in der Kompetenz
der Kantone und der Gemeinden, welche sich überwiegend an die Richtlinien der
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) halten. Die grösste Kritik der damaligen Debatte galt der
Organisationsform der SKOS, welche als privater Verein eine staatliche Aufgabe
übernimmt. Dadurch fehle es an demokratischer Legitimation. Verschiedene
Gemeinden, die 2013 aus der SKOS ausgetreten waren, forderten denn auch die
Auseinandersetzung mit einer Neuorganisation oder der Implementation eines
Gesetzes, wie es im Postulat vorgeschlagen wurde. Die SGK ihrerseits sah zudem
Handlungsbedarf in der besseren Koordination zwischen der Invaliden- und
Arbeitslosenversicherung. Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme an, er wolle die
Zuständigkeit und Finanzierungsverantwortung der Kantone nicht überdenken. Er zeigte
sich jedoch bereit, im geforderten Bericht aufzuzeigen, inwieweit ein Rahmengesetz
der Sozialhilfe in den Kantonen von Nutzen sein könnte. Die Ratsdebatte gestaltete sich
kurz. Zwar standen die Regierung und die Kommission für das Anliegen ein, Nationalrat
de Courten (svp, BL) versuchte jedoch, das Postulat zu verhindern. Die Gemeinden
sollen weiterhin ihre eigenen Grundsätze anwenden dürfen und damit örtliche und
regionale Gegebenheiten berücksichtigen können. Zudem gab er zu bedenken, dass das
Ansinnen bereits mehrmals gescheitert war: Zuletzt hatte der Ständerat 2013 eine
gleichlautende, in der grossen Kammer bereits angenommene Motion abgelehnt.
Hauchdünn konnten sich die Befürworter in der Gesamtabstimmung durchsetzen: Mit
88 zu 87 Stimmen (ohne Enthaltungen) erhielt der Bundesrat seinen Auftrag. Zu den
Abstimmungsverlierern gehörten die SVP und die FDP. 34

POSTULAT
DATE: 10.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Um für mehr Transparenz und Objektivität im Bereich der Sozialhilfe zu sorgen,
forderte die Sozialdemokratische Fraktion im September 2014 vom Bundesrat die
Erstellung eines Berichts zu verschiedenen Punkten bezüglich der Sozialleistungen –
unter anderem zu deren Erbringung, den Kosten und der Zuständigkeit in den
verschiedenen Kantonen. Als Grund für den Vorstoss führte die Fraktion die
gegenwärtige Polemik in der medialen Debatte, nicht vorhandene Detailkenntnisse und
eine allgemeine Verwirrung aufgrund grosser Unterschiede zwischen den Regelungen
der einzelnen Kantone und Gemeinden auf. Oftmals würden verschiedene Begriffe
miteinander vertauscht, was diskriminierende Aussagen zur Folge habe. Angesichts der
Komplexität des Themas müsse jedoch Objektivität gewährleistet werden, um eine
vernünftige und offene Debatte über mögliche politische Massnahmen führen zu
können. Es sei daher unerlässlich, für mehr Klarheit hinsichtlich der Kosten zu sorgen.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates und erklärte in seiner
Stellungnahme, dass er sich der Notwendigkeit, die Debatte über die Sozialhilfe zu
versachlichen, bewusst sei. Er erkläre sich daher bereit, zusammen mit den Kantonen
einen Bericht auszuarbeiten. Dieser würde sich allerdings darauf beschränken, bereits
vorhandene Daten auszuwerten, um aufzuzeigen, an welchen Stellen noch keine
Informationen vorhanden seien. Stillschweigend und diskussionslos nahm der
Nationalrat das Postulat in der Wintersession 2014 an. 35

POSTULAT
DATE: 12.12.2014
JOËLLE SCHNEUWLY
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Assurances sociales

Assurances sociales

Gegen den Widerstand von Bundespräsidentin Dreifuss überwies der Ständerat ein
Postulat Schiesser (fdp, GL), welches den Bundesrat auffordert, im Licht der Berichte
IDA-Fiso 1 und 2 sowie anderer Steuer- und Abgabeprojekte unmissverständliche und
klare Aussagen zu machen, mit welchem Szenario er leistungs- und einnahmenseitig
vorgehen will, damit die Sozialversicherungen bis mindestens 2015 finanziell gesichert
sind. Dreifuss verschanzte sich vergeblich hinter den Vorarbeiten für ein ökologisches
Steuersystem und der bereits eingeleiteten 11. AHV-Revision. In deren Botschaft werde
der Bundesrat umfassend über den Finanzierungsbedarf der Sozialversicherungen bis
2010 orientieren; über längerfristige Finanzierungsprobleme werde hingegen „zu
gegebener Zeit“ befunden werden müssen. Dennoch wurde das Postulat mit 34 zu 1
Stimmen klar angenommen und damit deutlich gemacht, dass die kleine Kammer nun
von der Landesregierung Klartext erwartet. Der Nationalrat überwies ein analoges
Postulat der FDP-Fraktion; diesmal widersetzte sich der Bundesrat der Entgegennahme
nicht mehr. Eine bereits 1997 eingereichte Motion (97.3370) von NR Seiler (svp, BE),
welche den BR verpflichten wollte, mindestens bis zum Vorliegen des IDA-FiSo-2-
Berichtes auf einen weiteren Ausbau der Sozialversicherungen zu verzichten, wurde
hingegen, da eindeutig überholt – und weil BR Dreifuss darlegen konnte, dass mit
Ausnahme der EO in den letzten Jahren kein „Ausbau“, sondern höchstens ein „Umbau“
stattgefunden habe – mit 62 zu 42 Stimmen abgelehnt. 36

POSTULAT
DATE: 17.06.1999
MARIANNE BENTELI

Mit einem Postulat ersuchte Ständerätin Beerli (fdp, BE) den Bundesrat um eine
Nachführung der Ergebnisse von IDA-FiSo-1 bis 2025, die letztmals in der Botschaft
zur 11. AHV-Revision bis 2015 aufdatiert worden waren. Als die kleine Kammer das
Postulat in der Sommersession behandelte, lag der gewünschte Bericht bereits vor.
Beerli war von dessen Inhalt allerdings nicht befriedigt. Sie unterstellte dem Bundesrat,
Schönfärberei zu betreiben, da er die gleichen Annahmen treffe wie bereits im Jahr
2000. Angesichts der anstehenden Revisionsarbeiten im Bereich der sozialen
Sicherheit, der Lage der öffentlichen Haushalte und der Schuldenbremse hätte der
Bundesrat Prioritäten setzen müssen. Bundesrätin Dreifuss wehrte sich gegen diesen
Vorwurf. In ihren Botschaften zur Revision der wichtigsten Sozialwerke habe die
Landesregierung durchaus Prioritäten gesetzt; sie sei aber nicht bereit, grundlegende
Änderungen an den Strukturen der Sozialversicherungen vorzunehmen. Die FDP-
Fraktion des Nationalrates nahm diesen Bericht zum Anlass einer Interpellation (Ip.
02.3230). Sie erklärte sich von der Darstellung durch den Bundesrat ebenfalls als nicht
befriedigt und gab ihrer Hoffnung Ausdruck, in den laufenden Revisionen werde der
Zweitrat jeweils Gegensteuer geben, um bedeutende Mehrwertsteuererhöhungen zu
vermeiden. 37

POSTULAT
DATE: 18.06.2002
MARIANNE BENTELI

Prévoyance professionnelle

Spätestens seit den Diskussionen um den so genannten Rentenklau sind im Bereich der
beruflichen Vorsorge die Forderungen nach mehr Transparenz bei den Formen und
Performances der Anlagen der Sammelstiftungen, die oft von privaten
Lebensversicherungsgesellschaften geführt werden, nicht mehr verstummt. Mit der
vom Bundesrat in die Wege geleiteten weiteren Senkung des
Mindestumwandlungssatzes wurden die Stimmen aus dem linken und
gewerkschaftlichen Lager immer lauter, die als Gegenstück zur Senkung eine
nachvollziehbare Offenlegung der Finanzen der Kollektivversicherungen verlangen.
Insbesondere wurde den privaten Versicherungsgesellschaften immer wieder
unterstellt, sie würden die Ergebnisse der Anlagen des BVG-Kollektivvermögens zu
niedrig ausweisen, um mit den erzielten Gewinnen eine Quersubventionierung der für
sie attraktiveren Einzellebensversicherungen vorzunehmen. Mit Zustimmung des
Bundesrates, der auf bereits laufende Arbeiten verwies, wurde ein Postulat Robbiani
(cvp, TI) angenommen, welches einen Grundlagenbericht zum Öffentlichkeitsprinzip bei
der Verwaltung der BVG-Gelder verlangt.

Siehe dazu eine Interpellation im Ständerat (06.3883) und zwei im Plenum des
Nationalrats noch nicht behandelte Interpellationen (06.3644 und 06.3719) der SP-
Fraktion. Ende August verabschiedete der Bundesrat einen Bericht zur
Überschussverteilung in der Beruflichen Vorsorge, der zum Schluss kam, dass sich die
Transparenz seit der BVG-Revision 2004 verbessert hat. 38

POSTULAT
DATE: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI
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In der Frühjahrssession 2015 gelangte ein Postulat der FDP-Libralen Fraktion in den
Nationalrat, das die finanzielle Stabilität und Planbarkeit der obligatorischen zweiten
Säule sicherstellen will. Zu diesem Zweck wurde der Bundesrat beauftragt, aufzuzeigen,
wie eine Entpolitisierung des Mindestumwandlungssatzes in der beruflichen Vorsorge
erreicht, deren finanzielle Stabilität damit abgesichert, und dennoch dem
Sicherheitsbedürfnis der Versicherten Rechnung getragen und der Renteneintritt
planbar werden kann. Der Mindestumwandlungssatz müsse nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen und nicht aufgrund politischer
Überlegungen festgelegt werden, so die Begründung. Unter anderem soll die
Einrichtung einer unabhängigen Instanz zur Festlegung des Mindestumwandlungssatzes
geprüft werden, aber auch eine regelmässige Neufestlegung durch den Bundesrat mit
dem Auftrag, keine im System nicht gewollten Umverteilungen mehr zuzulassen. Für die
bessere Planbarkeit des Renteneintritts schlugen die Postulanten einen im Voraus
bekanntzugebenden jahrgangsabhängigen Mindestumwandlungssatz vor, oder aber ein
variables Rentensystem mit einem fixen und einem marktabhängigen Anteil. Der
Bundesrat stellte sich gegen den Vorstoss und führte aus, die Festlegung des
Mindestumwandlungssatzes durch eine unabhängige Instanz laufe den Bemühungen im
Zuge der geplanten Reform der Altersvorsorge 2020 zuwider, das Leistungsniveau in
der Altersvorsorge zu erhalten. Dem folgte die grosse Kammer nicht und nahm das
Postulat mit 122 zu 50 Stimmen an. Nur die Ratslinke sprach sich dagegen aus. 39

POSTULAT
DATE: 05.03.2015
FLAVIA CARONI

Groupes sociaux

Groupes sociaux

En décembre 2013, le groupe libéral-radical convainquait le Conseil national d'exiger du
Conseil fédéral un rapport offrant une statistique des autorisations de séjour pour cas
de rigueur. Il s'agissait de déterminer lesquelles des différentes conditions de la
régularisation du statut de séjour pour cas de rigueur sont le plus déterminantes. Ces
conditions sont les suivantes: une intégration poussée en Suisse, le manque de liens
sociaux dans le pays d'origine, des motifs médicaux ou encore les risques encourus lors
d'un renvoi (dus à la situation politique du pays ou des éventuelles menaces planant sur
le requérant ou la requérante). Le groupe motivait sa demande de statistique en
pointant du doigt le fait que de nombreuses personnes demandeuses d'asile n'ont pas
été renvoyées, obtenant tout d'abord une admission provisoire, transformée ensuite en
permis de séjour, grâce à la législation des cas de rigueur.

Le rapport a été publié en juin 2014. Il souligne que 70% des admissions provisoires ont
été prononcées en raison d'une inexigibilité du renvoi de la personne dans son pays
d'origine. De plus, 84% des personnes qui se sont vues attribuer une autorisation de
séjour pour cas de rigueur (13'073 entre 2009 et 2013) bénéficiaient précédemment
d'une admission provisoire. Durant cette même période, 114'727 admissions provisoires
ont été attribuées. Les personnes qui parmi elles ont reçu une autorisation de séjour
pour cas de rigueur ne représentant que 11%, le rapport réfute un automatisme qui
voudrait qu'une admission provisoire mène dans tous les cas à une autorisation de
séjour. 40

POSTULAT
DATE: 13.10.2014
SOPHIE GUIGNARD

Politique d'asile

Le postulat, déposé en 2014 par le groupe libéral-radical, entend explorer les
possibilités d'une procédure accélérée pour les requérants d'asile en provenance
d'Etats sûrs. Le Conseil national a accepté l'objet, par 129 contre 54 et 1 abstention. Les
oppositions proviennent principalement du camp vert-rose ainsi que de deux députés
démocrates-chrétiens. Le Conseil fédéral s'était déclaré contre la proposition, arguant
que premièrement le Secrétariat d'Etat aux Migrations (SEM) devait disposer d'une
certaine marge de manœuvre en la matière et deuxièmement que dans les faits, les
requérants de nombreux pays déclarés sûrs par la Confédération étaient déjà soumis au
régime de la procédure dite "fast-track", qui est comme son nom l'indique, plus rapide
que l'examen des demandes d'asile régulières. L'objet soumis au vote, réclamant plutôt
des demandes traitées en 48 heures, le oui l'a emporté. Il appartient désormais au
Conseil fédéral de soumettre au parlement un rapport présentant les différentes
options permettant une telle application de la loi sur l'asile. 41

POSTULAT
DATE: 16.06.2016
SOPHIE GUIGNARD
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En février 2018 est paru le rapport du Conseil fédéral «avantages économiques de
Schengen», en réponse à un postulat du groupe socialiste. L'administration a mandaté
une société privée pour analyser les effets économiques et financiers de l'adhésion par
la Suisse à la coopération Schengen/Dublin. Se fondant sur le scénario d'une Suisse
sans Schengen ni Dublin, le rapport attire l'attention sur les risques pour la sécurité
intérieure, le temps d'attente et les embouteillages à la frontière, tout comme la perte
d'attractivité de la Suisse comme place économique et scientifique, comme lieu
d'accueil de grandes organisations internationales ainsi que comme destination
touristique que l'abandon de la coopération avec l'Union européenne sur
Schengen/Dublin pourraient impliquer. Le rapport ajoute en outre que les avantages
économiques de l'espace Schengen sont nombreux: son abandon représenterait des
pertes de revenu annuelle allant jusqu'à 10 milliards de francs (ce qui équivaut à une
baisse du PIB de 3.7%). Dans le domaine de l'asile, la participation de la Suisse au
système Dublin permet de substantielles économies: environ 270 millions de francs par
an. En outre, une sortie helvétique de Dublin engendrerait une importante hausse des
demandes d'asile, qui aurait pour conséquence une facture de l'asile plus lourde 1.1
milliards de francs par an. Enfin, si les instruments Schengen dans le cadre de la
coopération policière n'étaient plus à disposition de la Suisse, celle-ci devrait compter
avec un budget de 1.5 milliards de francs supplémentaires, induits notamment par la
nécessité de réintroduire des contrôles systématiques aux frontières suisses. 42

POSTULAT
DATE: 21.02.2018
SOPHIE GUIGNARD

Politique familiale

Sowohl FDP wie SP favorisieren seit einiger Zeit den Gedanken, nicht mehr wie in den
letzten Jahren die Errichtung neuer Krippenplätze zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu finanzieren, sondern den erwerbstätigen Eltern Betreuungsgutscheine
abzugeben, welche ihnen ermöglichen würden, die Art der Kinderbetreuung frei zu
wählen (Krippen und Horte, Tagesfamilien etc.). Die SP-Fraktion wollte nun den
Bundesrat mit einem Postulat auffordern, ein Modell auszuarbeiten, wonach jedes Kind
bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit, dessen Eltern aufgrund von Erwerbsarbeit,
ausgewiesener Freiwilligenarbeit oder Ausbildung die Betreuung der Kinder nicht selber
sicherstellen können, Anrecht auf einen Betreuungsgutschein hat, der mindestens zwei
Drittel der Vollkosten eines vom Kanton anerkannten Betreuungsplatzes abdeckt. Der
Bundesrat zeigte sich überzeugt, dass mit einer den Wettbewerb stärkenden Reform
eine neue Dynamik in das System der familienexternen Kinderbetreuung gebracht
werden könnte. Er erklärte sich bereit, Pilotprojekte zu unterstützen, allerdings unter
der Bedingung, dass die Federführung dafür entsprechend der geltenden
Zuständigkeitsordnung von Kantonen oder Gemeinden übernommen wird. Wegen der
relativ detaillierten Skizzierung des SP-Modells beantragte er Ablehnung des Postulates,
worin ihm der Nationalrat folgte, wenn auch nur knapp mit 97 zu 90 Stimmen. 43

POSTULAT
DATE: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Enfants et jeunesse

Soucieux du remplacement des autorités de tutelle par les APEA, le groupe socialiste a
chargé le Conseil fédéral de rédiger un rapport dressant un premier état des lieux de
cette nouvelle pratique. La crainte du groupe socialiste est que la transmission de cette
compétence communale en mains cantonales entraine une hausse des coûts. Le
postulat a été accepté à l'unanimité lors de la session d'hiver 2014. 44

POSTULAT
DATE: 12.12.2014
SOPHIE GUIGNARD

Enseignement, culture et médias
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Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Die SP-Fraktion verlangte vom Bundesrat mit einem Postulat, eine Strategie zu
entwickeln, um über die obligatorische Schulpflicht hinaus die Gewährleistung einer
Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle Jugendliche sicherzustellen und
die erforderlichen Ausbildungsmöglichkeiten bereitzustellen. Der Bundesrat wies auf
den Beschluss der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK) hin, den Anteil der Abschlüsse auf Sekundarstufe II von heute knapp 90 auf 95%
bis ins Jahr 2015 steigern zu wollen. Dieses Ziel gehe über die im Postulat verlangte
Gewährleistung einer Ausbildungsmöglichkeit bis zum 18. Altersjahr für alle
Jugendlichen hinaus. Der Nationalrat lehnte das Postulat ab [17]. Die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (SKoS) schlug vor, das 9-jährige Schulobligatorium durch eine
Ausbildungspflicht bis zur Volljährigkeit zu ergänzen. Im Kanton Basel-Stadt wurde
diesbezüglich ein Pilotprojekt durchgeführt. Die Sozialhilfe intervenierte hier bereits
bei 16 Jährigen, damit sie nach der obligatorischen Schulzeit nicht aus dem
Bildungssystem verschwinden. 45

POSTULAT
DATE: 18.12.2007
LINDA ROHRER

Formation professionnelle

Zwei Postulate aus der SP-Fraktion (Fässler, SG sowie Aubert, VD) kritisierten die
Intransparenz der Finanzflüsse rund um die höhere Berufsbildung, speziell bei den
Beiträgen an entsprechende Diplomvorbereitungskurse. Seit Inkrafttreten des
Berufsbildungsgesetzes 2004 werden die Bundesbeiträge an den gesamten, von Bund,
Kantonen, Gemeinden und Arbeitgebern getragenen Berufsbildungskosten als
leistungsorientierte Pauschalen ausbezahlt. Dabei ist für die Bundesbeiträge eine
Richtgrösse von 25% festgelegt, die mit den Finanzierungsbeschlüssen zur BFI-
Botschaft 2012 erstmals erreicht worden ist. Mit Hinweis auf die laufende Diskussion
über die Neuregelung der Finanzierung von Vorbereitungskursen verlangten die vom
Bundesrat gestützten und stillschweigend akzeptierten Vorstösse einen Bericht über
die Finanzflüsse zwischen allen an der Berufsbildung beteiligten Akteuren (inkl.
Arbeitnehmer). 46

POSTULAT
DATE: 29.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Recherche

Der Ständerat überwies eine in ein Postulat umgewandelte Motion Langenberger (fdp,
VD) zur Wissensgesellschaft Schweiz. Damit wurde der Bundesrat aufgefordert zu
prüfen, inwieweit mehr Dynamik in die höhere Bildung und Forschung mittels der
Entwicklung einer langfristigen Vision von einer Schweiz als „Wissensnation“
eingebracht werden könnte (1). Hierbei sollten die Formulierung von strategischen
Zielen und Massnahmen zur Unterstützung dieser Vision (2) sowie die Anpassung von
Rollen und Aufgaben der Organe, welche die Forschung unterstützen (SWTR,
Akademien, Nationalfonds, KTI), zur Erreichung dieser Ziele ins Auge gefasst werden (3).
Im weiteren wurde die Organisation und der Einsatz eines für Impulse in diesem
Bereich nötigen Überwachungsorgans (4) sowie die Zusammenfassung der Aktivitäten
im Bereich der höheren Bildung, die heute in den Kompetenzbereich des Bundesamts
für Bildung und Wissenschaft (BBW) und des BBT fallen, in einem neu zu schaffenden
Bundesamt angeregt (5). Eine gleichlautende Motion der FDP-Fraktion wurde vom
Nationalrat in den Punkten 1 bis 4 als Postulat überwiesen; Punkt 5 wurde abgelehnt.
Demgegenüber hatte die grosse Kammer in ihrer Herbstsession eine Motion der
liberalen Fraktion gutgeheissen, welche die Konzentration der Zuständigkeiten in
Bildung und Forschung auf ein Departement fordert, sowie ein Postulat Riklin (cvp, ZH)
einstimmig überwiesen, das die Prüfung einer Konzentration der Zuständigkeit für
Universitäten und FHS in einem Bundesamt verlangt. 47

POSTULAT
DATE: 03.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Frühjahr überwies der Nationalrat diskussionslos ein Postulat der FDP-Fraktion
bezüglich Entwicklungsperspektiven im Biotechnologiebereich. Der verlangte Bericht
soll einerseits aufzeigen, welche Verbote und Unschärfen in der Gesetzgebung die
Forschung behindern, andererseits jene Bereiche (Nanotechnologie, genetische
Untersuchungen, Transplantationsmedizin, Pflanzenforschung etc.) auflisten, in denen
Reformen vorangetrieben werden könnten, wobei das Prinzip „Kontrollen statt Verbote“
gelten soll. 48

POSTULAT
DATE: 17.03.2005
MAGDALENA BERNATH
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Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat der FDP-Fraktion, welches den
Bundesrat beauftragt, die Machbarkeit einer „Stiftung Forschung Schweiz“ zur
Festigung und zum Ausbau der Konkurrenzfähigkeit des Forschungs- und
Innovationsstandorts Schweiz zu prüfen. Zu klären sei die Bereitstellung von Land und
Infrastruktur für Bildungs- und Forschungszwecke (z.B. nicht mehr benötigte
Militärplätze und -gebäude), die Allokation von Erlösen aus dem Landverkauf an die
Forschung sowie die Bildung einer strategischen Landreserve für die Bewältigung von
Ansiedlungen von Grossprojekten im Hightech-Industriebereich. 49

POSTULAT
DATE: 22.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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